
ähnliche strafbare Handlungen (Diebstahl einer Licht­
maschine) in der Großgarage in M. nicht zur Durch­
führung kamen. Somit ist die strafbare Handlung 
äußerst geringfügig; sie hat keinerlei schädliche Fol­
gen für die DDR und deren Aufbau. Sie ist nicht ge­
fährlich für die Interessen des werktätigen Volkes.“ 
„Der Vorfall (Diebstahl einer Motorradbatterie) hat 
keine schädlichen Folgen für die DDR und den sozia­
listischen Aufbau ... Da es sich beim vorliegenden 
Fall um keinen Schwerpunkt handelt und Gering­
fügigkeit vorliegt, wird von der Einleitung eines Er­
mittlungsverfahrens Abstand genommen.“
Bei Beschädigung von Installationsrohren und dem 
Diebstahl von zwei Rohren auf einem Neubau (Wert: 
60 MDN) wurde nach § 8 StEG von der Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens abgesehen, weil die 
„Handlung für die weitere Entwicklung des Woh­
nungsbaues ohne Bedeutung“ sei.

Es geht hier nicht darum, ob die Anwendung des § 8 
StEG in den konkreten Fällen berechtigt war oder 
nicht. Bei einem großen Teil der Fälle, in denen solche 
Begründungen gegeben wurden, war die Anwendung 
des § 8 StEG gerechtfertigt. Die in ihnen angeführten 
Argumente treffen jedoch nicht die wirklichen Grenz­
probleme und leisten damit subjektivistischen Entschei­
dungen Vorschub. Das wird durch die Tatsache bewie­
sen, daß mit solchen und ähnlichen Begründungen 
§ 8 StEG auch bei Handlungen angewandt wurde, durch 
die recht erhebliche Werte entwendet worden sind. 
Nicht selten werden in den Dienststellen beide Auf­
fassungen vertreten. Welche von beiden der Entschei­
dung zugrunde gelegt wird, hängt oft davon ab, ob 
der Täter bekannt ist oder nicht. Wenn der Täter be­
kannt ist, werden manchmal auch kleinste Diebstähle 
als Straftaten an die gesellschaftlichen Organe der 
Rechtspflege übergeben. Daraus erklärt sich auch, daß 
z. B. Diebstähle in Selbstbedienungsläden, die Dinge 
im Werte von 1 bis 2 MDN betreffen, als strafrechtliche 
Vergehen behandelt werden. Demgegenüber ist es auf­
fällig, daß die Gesellschaftsgefährlichkeit als Kriterium 
der Straftat vor allem bei solchen Fällen verwandt 
wird, bei denen der Täter unbekannt ist. Es kommt 
also durchaus vor, daß z. B. der Diebstahl eines Fahr­
rades unter sonst gleichen Umständen in dem einen 
Falle als Straftat betrachtet und einem gesellschaft­
lichen Organ der Rechtspflege übergeben wird, wäh­
rend im anderen Falle dem anzeigenden Bürger mit­
geteilt wird, daß von der Einleitung eines Ermittlungs­
verfahrens abgesehen wurde, weil die Handlung „nicht 
gesellschaftsgefährlich“ sei.
Bei derartigen Entscheidungen nach § 8 StEG ist also 
nicht die Geringfügigkeit der Handlung das eigentliche 
Motiv der Entscheidung, sondern die Schwierigkeit der 
Ermittlung bzw. die Aussichtslosigkeit, den Täter zu fin­
den. Ein wichtige Rolle spielt auch das Bestreben, die 
Zahl nicht aufgeklärter Straftaten möglichst niedrig zu 
halten.
Das Kriterium der Gesellschaftsgefährlichkeit ist zur 
Abgrenzung des strafrechtlichen Vergehens von der 
Nichtstraftat schon deshalb ungeeignet, weil — wie die 
bisherigen Ergebnisse der Strafrechtswissenschaft er­
geben haben8 — der überwiegenden Mehrzahl der Straf­
taten ohnehin die Eigenschaft, gesellschaftsgefährlich 
zu sein, fehlt. Um so mehr gilt das für Verhaltenswei­
sen, bei denen die Abgrenzung zwischen Straftat und 
Nichtstraftat problematisch ist.
Die Verwendung des Kriteriums der Gesellschaftsge­
fährlichkeit führt — insbesondere, wenn es im wört- * S.
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Demokratischen Republik“, Staat und Recht 1964. Heft 4,
S. 649 ff.; Grundfragen des neuen Strafgesetzbuches der Deut­
schen Demokratischen Republik, Berlin 1964, S. 74 f.

liehen Sinne aufgefaßt wird — zu praktisch bedenk­
lichen Ergebnissen. Sie bringt vor allem eine Vernach­
lässigung des Schutzes der Rechte und Interessen der 
Bürger mit sich. Die Auffassung von der Gesellschafts­
gefährlichkeit bildete die Grundlage dafür, Anzeigen 
von Bürgern über recht erhebliche Beeinträchtigungen 
ihrer Interessen mit dem Bemerken abzuweisen, daß 
die Handlung für die Gesellschaft nicht gefährlich sei. 
Und es ist auffällig, daß man die „fehlende Gesell­
schaftsgefährlichkeit“ als Begründung für das Absehen 
von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens beson­
ders häufig bei Handlungen findet, die sich gegen das 
Eigentum, die Gesundheit und andere Rechte und In­
teressen der Bürger richten. Das hat sogar dazu ge­
führt, daß dem anzeigenden Bürger praktisch die Ver­
antwortung für die begangene Straftat auferlegt und 
daß sein Verhalten moralisch verurteilt wurde. Das 
findet seinen Ausdruck darin, daß die „fehlende Ge­
sellschaftsgefährlichkeit“ vielfach mit Mitverschulden 
des Geschädigten (z. B. dem Nichtanschließen des Fahr­
rades) begründet wurde.
Es ist auch bemerkenswert, daß in den erwähnten 
Fällen der Gesichtspunkt, in welchem Maße Rechte des 
Bürgers durch die Handlung beeinträchtigt worden sind, 
als Kriterium der Entscheidung, ob ein strafrechtliches 
Vergehen vorliegt oder nicht, kaum eine Rolle spielt. 
Es ist immer nur von der Schädigung der Interessen 
des werktätigen Volkes, der Volkswirtschaft und dgl. 
die Rede, nicht aber von den Rechten des einzelnen 
Bürgers. Darin spiegelt sich eine einseitige Auffassung 
vom Verhältnis zwischen Mensch und Gesellschaft im 
Sozialismus wider. Der Bürger ist danach nur Mittel 
der Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft und 
der Durchsetzung ihrer Gesetzmäßigkeiten. Es wird 
verkannt, daß Ziel und Mittelpunkt der sozialistischen 
Entwicklung der Mensch ist. Die Wahrung seiner 
Rechte und Interessen ist daher auch eine eigenständige 
Aufgabe des sozialistischen Strafrechts, die nicht da­
durch abgewertet werden darf, daß der Mensch und 
seine Rechte lediglich als bloße Werkzeuge der gesell­
schaftlichen Entwicklung betrachtet werden. Und es 
dürfte auch kaum einen Bürger überzeugen, wenn ihm 
mitgeteilt wird, daß der von ihm angezeigte Diebstahl 
seines Fahrrades, dessen Wert einen erheblichen 
Teil seines Arbeitseinkommens ausmacht, nicht verfolgt 
werden könne, weil eine solche Handlung nicht ge­
fährlich für die Gesellschaft sei.
Die angeführten Fakten lassen den Schluß zu, daß bis­
her die Abgrenzung des strafrechtlichen Vergehens 
„nach unten“ mangels Fehlens einheitlicher und prak­
tikabler Kriterien sehr stark von Zufällen und subjek­
tiven Auffassungen der Mitarbeiter der Rechtspflege­
organe abhängt. Eine wesentliche Ursache dafür ist, 
daß bisher von der Strafrechtswissenschaft kaum Ab­
grenzungskriterien ausgearbeitet worden sind, die dem 
Charakter der in Frage kommenden Handlungen ent­
sprechen und die wirklichen Abgrenzungsprobleme 
lösen helfen.

Kriterien für die Anwendung des § 8 StEG
Diese Kriterien dürfen nicht ausgehen von einem prin­
zipiellen oder tiefgreifenden Gegensatz des Vergehens 
zur Gesellschaft oder seiner Gefährlichkeit für die 
ganze Gesellschaft und müssen andererseits sichern, 
daß nicht jede Disziplinwidrigkeit pönalisiert werden 
kann. Sie müssen ferner einen ausreichenden Schutz 
der Rechte und Interessen der Gesellschaft und der 
Bürger gewährleisten.
Als durchgehendes, hinreichend bestimmbares und prak­
tikables Kriterium zur Unterscheidung des strafrecht­
lichen Vergehens von anderen Rechts- und Moralver-
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